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1. Anlass und Ziel  

Anlass ist der Antrag des Vorhabenträgers Maiberg Konzept & Vertrieb GmbH aus Würzburg auf Auf-
stellung eines Vorhaben- und Erschließungsplans. 

Die Gebäude des ehemals landwirtschaftlichen Anwesens Alte Gasse 5 sind baufällig und von der 
Grundstruktur schwer für eine Folgenutzung geeignet. Das desolate Wohngebäude Alte Gasse 11 wird 
ebenfalls mittelfristig nicht mehr unter gesunden Verhältnissen bewohnbar sein und somit eine weitere 
Brachfläche im Ortskern entstehen lassen. 

Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist daher, die Grundstücke einer neuen Nutzung zuzu-
führen und im Ortskern durch ein zeitgemäßes Gebäudeensemble eine bauliche Aufwertung zu schaf-
fen. Die Gemeinde konnte für die Umsetzung dieses Vorhabens einen Investor gewinnen, dessen 
Planung Grundlage des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist. 

 

 
  Lage des Gebietes – Luftbild (Quelle: Gemeinde Gerb runn) 

 

Für die Umsetzung des Vorhabens war eine Neuordnung der Grundstücke erforderlich. Diese ist be-
reits abgeschlossen und mit dem betroffenen Privateigentümer von Flur-Nr. 134/1 und 135 über einen 
Grundstückstausch durchgeführt. 

Die auf den Grundstücken mit den Flur-Nrn. 121, 133/2 und der im Zuge der Neuordnung entstande-
nen Flur-Nr. 134/3 vorhandenen Gebäude sollen abgebrochen werden. Als Neubebauung sollen auf 
Flur-Nr. 133/2 und auf Flur-Nr. 133 (derzeitige Baulücke) sowie 121 und 123 zwei Gebäudekomplexe 
entstehen, für die eine Mischnutzung aus nicht störendem Gewerbe sowie Wohnen vorgesehen ist.  

Gestalterisch sollen die beiden Gebäude eine Einheit darstellen. Geplant ist eine 2- bis 3geschossige 
Bebauung mit Walmdächern unterschiedlicher Dachneigungen. Die Gebäude sollen überwiegend eine 
Wohnnutzung erhalten, die durch kleine Gewerbeeinheiten wie nicht störendes Gewerbe, Gaststätten, 
Läden oder Praxen ergänzt werden kann. 
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Das Vorhaben ist über den Durchführungsvertrag vom 18. Januar 2017 zwischen Vorhabenträger und 
Gemeinde vereinbart. Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan hat es nur beispielhaften Charak-
ter, da der vorhabenbezogene Bebauungsplan nach § 12 Abs. 3a nicht das konkrete Vorhaben, son-
dern allgemein ein Baugebiet festsetzt. 

Die nachfolgenden Abbildungen beziehen sich auf das Projekt, das Gegenstand des Antrags auf Auf-
stellung des Vorhaben- und Erschließungsplans ist. 

 

 

 Lageplan geplantes Vorhaben (Quelle: GP Wirth Arch itekten, Nürnberg) 

 

 

Geplantes Vorhaben – Ansicht 1 – Blick von der Alte n Gasse Richtung Osten 
(Quelle: GP Wirth Architekten, Nürnberg) 
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 Geplantes Vorhaben – Ansicht 2 – Ostansicht (Quell e: GP Wirth Architekten, Nürnberg) 

 

 

 

 Geplantes Vorhaben – Ansicht 3 – Nordansicht (Quel le: GP Wirth Architekten, Nürnberg) 

 

 

 

 Geplantes Vorhaben – Ansicht 4 – Südansicht (Quell e: GP Wirth Architekten, Nürnberg) 
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2. Planungsrechtliche Situation 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt die Fläche des Geltungsbereiches als Besonderes 
Wohngebiet dar bzw. den Schulweg als Straßenfläche.  

 

 
Planzeichnung Flächennutzungsplan 

Der rechtsgültige Bebauungsplan „Altort Gerbrunn“ setzt die Teilflächen von Schulweg (Flur-Nr. 120/1) 
und die Alte Gasse (Flur-Nr. 130/1) als Straßenverkehrsfläche sowie die Flächen der Flur-Nr. 123 und 
131 als öffentliche Parkplätze fest. Für die Flurstücke mit den Nummern 133/2,133, 134, 134/1, 1335 
und 121 sind im Besonderen Wohngebiet Flächen für Wohnbebauung, Garagen sowie private Grün-
flächen festgesetzt. Eine Teilfläche von Flur-Nr. 134 ist als öffentlicher Fußweg zwischen Alter Gasse 
und Schulweg festgesetzt. 

Die im Bebauungsplan „Altort Gerbrunn“ festgesetzten und am Bestand orientierten Baugrenzen und -
linien, öffentlichen Verkehrsflächen und Freiflächen stehen den mit dem Vorhaben verbundenen Pla-
nungszielen (siehe Ziffer 1) entgegen. Dies betrifft auch die Vorgaben der mit dem Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes „Altort Gerbrunn“ verknüpften Gestaltungssatzung. Zur Umsetzung des Vorha-
bens wurde deshalb die Notwendigkeit der teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans „Altort 
Gerbrunn“ und die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 12 BauGB für den 
entsprechenden Umgriff der Maßnahme gesehen.  

 



Gemeinde Gerbrunn - Vorhabenbezogener Bebauungsplan  
Wohn- und Geschäftshäuser Alte Gasse - Begründung   

 

Seite 8 
 

 
Planzeichnung Bauungsplan „Altort Gerbrunn“ (vor Te ilaufhebung) 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innentwicklung gemäß § 13a 
BauGB aufgestellt, da er gemäß § 13a Abs. 1 BauGB der Innenentwicklung dient. Die zulässige 
Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt insgesamt maximal 710 m² und liegt damit 
deutlich unter dem Schwellenwert von 20.000 m² gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB. 

Beeinträchtigungen der Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB hinsichtlich der Erhaltungsziele 
und des Schutzzwecks der Natura 2000-Gebiete (FFH-, SPA-Gebiete) sind nicht gegeben. Das be-
schleunigte Verfahren wird daher wie folgt angewendet: 

− Verkürztes Aufstellungsverfahren: Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB werden die Vorschriften 
des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB angewendet, insbesondere § 13 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB (Verzicht auf die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der 
Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB). 

− Keine Umweltprüfung: Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusam-
menfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen und § 4c BauGB wird nicht an-
gewendet. 

− Keine Änderung des Flächennutzungsplans: Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird der Flä-
chennutzungsplan, der abweichend von den Bebauungsplanfestsetzungen besonderes Wohn-
gebiet darstellt, nicht im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geändert, sondern im We-
ge der Berichtigung angepasst. 

− Kein Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft: Da der Schwellenwert für die zulässige 
Grundfläche gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 von 20.000 m² zulässiger Grundfläche nicht 
überschritten wird, ist gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauGB die Eingriffsregelung gemäß § 
1a Abs. 3 BauGB nicht anzuwenden. 
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3. Geltungsbereiche Vorhabenbezogener Bebauungsplan  und Vorhaben- und  
    Erschließungsplan 

 

 

 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans umfasst sowohl die Grundstücke, auf 
denen durch den Vorhabenträger das Vorhaben umgesetzt werden soll, als auch die öffentlichen Ver-
kehrs- und Freiflächen im Bereich des Quartiers mit den öffentlichen Flächen der Alten Gasse, des 
Kulturhofs und einer Teilfläche des Schulwegs. Die einbezogenen öffentlichen Flächen verbleiben im 
Eigentum der Gemeinde und werden von der Gemeinde im Rahmen der Ortskernerneuerung umge-
staltet.  

Der zugehörige Vorhaben- und Erschließungsplan beinhaltet die Mischgebiets-Flächen mit den Flur-
Nummern 121, 123, 131 Tfl., 133, 133/2, 134 Tfl, 134/3 und 135, auf denen der Vorhabenträger das 
unter 1. beschriebenen Vorhaben umsetzt. Die abgeschlossene, rautenförmige Fläche auf Fl.-Nr. 134 
dient hierbei ausschließlich der Errichtung von 2 der insgesamt 27 vom Vorhabenträger nachzuwei-
senden Stellplätzen. 

 

4. Lage, Größe, Beschaffenheit des Gebietes und Gel tungsbereich 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt im unmittelbaren Ortskern der Ge-
meinde Gerbrunn zwischen Hauptstraße, Rathausplatz und Schulweg und umfasst die Alte Gasse mit 
den südlich und westlich angrenzen Grundstücken. 

Der Geltungsbereich ist ca. 3.000 qm groß und betrifft die Grundstücke mit den Fl.Nrn. 120/1 Tfl., 121, 
123, 130/1 Tfl., 131, 133, 133/2, 134, 134/1 Tfl. und 135 Tfl. der Gemarkung Gerbrunn.  

 
Der Geltungsbereich wird abgegrenzt: 
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− im Norden durch die Hauptstraße mit der Fl.Nr. 156 sowie Fl. Nr. 124, 127 und 130 

− im Osten durch den Rathausplatz mit der Fl.Nr. 66/1 sowie Fl. Nr. 116, 118, 127 und 129 

− im Süden durch die Fl. Nr. 135/3, 134/1, 111, 111/1 und 115  

− im Westen durch die Weiterführung des Schulwegs (Fl. Nr. 120/1 Tfl.) sowie Fl. Nr. 134/1, 
135/2, 131/1, 138 und 130 

Das Gebiet fällt vom südwestlichsten Punkt des Geltungsbereichs am Schulweg bis zum nordöstlichs-
ten Punkt im Geltungsbereich (Einmündung Alte Gasse – Hauptstraße) um ca. 4,50 m ab. Der Höhen-
unterschied wird derzeit zu Teilen über eine Böschung nördlich des Schulwegs aufgenommen. Der im 
Bebauungsplan festgesetzte Fußweg zwischen Alter Gasse und Schulweg auf Flur-Nr. 134 wurde 
bislang nicht umgesetzt. Die derzeit vorhandene öffentliche und private Parkplatzfläche auf Flur-Nr. 
123 ist über eine Treppe in zwei Ebenen zur Aufnahme des Geländeunterschieds unterteilt.  

Das Grundstück mit der Flur-Nr. 121 ist derzeit noch mit einem leer stehenden Haus und einer Scheu-
ne bebaut. Auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 133/2 befindet sich ein Wohnhaus, das jedoch wirt-
schaftlich nicht mehr sanierungsfähig ist. Für diese Gebäude ist ein Rückbau vorgesehen. Die Grund-
stücke im Geltungsbereich befinden sich im Eigentum der Gemeinde und sollen zur Umsetzung des 
Vorhabens eine Neuordnung erfahren und teilweise an den Vorhabenträger veräußert werden.  

   
Blick Richtung Süden auf Abbruchgebäude Flur-Nr. 13 3/2   Leerstand ehemaliges JUZ – 
im Vordergrund Parkplatz auf Flur-Nr. 131     Flur- Nr. 121 
 

 

Öffentlicher Parkplatz – Flur-Nr. 123 
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Bodendenkmäler im Bereich Alte Gasse / Schulweg,  
Quelle: Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Auch wenn im Geltungsbereich des Bebauungsplans derzeit keine Bodendenkmäler bekannt sind, so 
sind im Bereich des historischen Ortskerns Bodendenkmäler zu vermuten. Gerbrunn wurde erstmals 
1107 urkundlich erwähnt, wahrscheinlich wurde der Ort schon viel früher besiedelt. Deshalb können 
sich im Boden eines solchen historischen Ortes Reste von Denkmälern aus vor- und frühgeschichtli-
cher sowie mittelalterlicher Zeit erhalten haben, die meist noch nicht erschlossen, aber von großer 
Bedeutung für seine Entwicklungsgeschichte sind. Im Areal der heutigen Parkplätze gab es laut Urauf-
nahme eine Vorgängerbebauung, so dass unter der vermutlich flachgründenden modernen Bebauung 
noch erhaltene Bodendenkmäler zu vermuten sind. Da das Vorhaben, v.a. der Tiefgaragenbau, mit 
tiefen, wahrscheinlich unterhalb einer neuzeitlichen Bebauung reichenden Bodeneingriffen verbunden 
ist, könnten archäologisch relevante Befunde und Funde aufgedeckt werden. 

Im Bereich von Bodendenkmälern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmäler zu vermuten sind, bedür-
fen gemäß Art. 7.1 DSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis (siehe textlicher 
Hinweis Ziffer 3). 

 

5. Art der baulichen Nutzung 

Für die Grundstücke im Geltungsbereich werden zur Umsetzung des beantragten Vorhabens (siehe 
Ziffer 1.) zwei Mischgebiete (MI 1 und MI 2) nach § 6 BauNVO festgesetzt. Insgesamt beträgt die Flä-
che der beiden Mischgebiete ca. 1.300 qm.  

Tankstellen sowie Vergnügungsstätten sind in den Mischgebieten MI 1 und MI 2 nicht zulässig, da 
diese Nutzungen mit einem starken zusätzlichen Verkehrsaufkommen verbunden wären und dem Ziel, 
das Gebiet aufzuwerten entgegenstehen würden. Gartenbaubetriebe entsprechen ebenso nicht der 
gewünschten Nutzung und sind somit ebenfalls nicht zulässig.  

Über diese allgemeine Festsetzung der Art der baulichen Nutzung hinaus wird die zulässige Nutzung 
im Rahmen des Durchführungsvertrags näher bestimmt. Daher sind gemäß § 12 Abs. 3a Satz 1 im 
Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Insofern werden die zulässigen Nutzungen unter 
Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB entsprechend eingeschränkt. 
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6. Maß der baulichen Nutzung 
Entsprechend der Zielsetzung einer verdichteten, flächen- und kostensparenden Bauweise wird im 
Mischgebiet ein zulässiges Maß der baulichen Nutzung festgesetzt, das die Obergrenzen des § 17 
BauNVO hinsichtlich der GRZ und GFZ überschreitet. Die Obergrenzen gem. § 17 BauNVO sind je-
doch beim Vorhaben- und Erschließungsplan gem. § 12 Abs. 3 BauGB nicht bindend. 

Als Maß der baulichen Nutzung für das Mischgebiet werden die Grundfläche bzw. die Geschossfläche 
als absolute Werte festgesetzt.  

Die maximal zulässige Grundfläche GR wird im MI 1 auf 275 m² festgesetzt. Dies entspricht in etwa 
einer zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) von 0,7. Im MI 2 wird die maximal zulässige Grundfläche GR 
auf 435 m² festgesetzt. Dies entspricht in etwa einer zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5. Die 
zulässige Grundfläche darf im MI 2 für Anlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO um bis zu 70 vom Hundert 
überschritten werden, um dort eine Tiefgarage zu ermöglichen. Dies bedeutet ein absolutes Maß von 
max. 740 qm unter- und überbaubarer Fläche. Unter Anrechnung der unterbauten Fläche ergibt sich 
für das MI 2 eine GFZ von ca. 0,8. Die Ausführung einer Tiefgarage ermöglicht die Reduzierung der 
ansonsten notwendigen Versiegelung, welche bei einer Ausführung von oberirdischen Stellplätzen 
erforderlich wäre. Zudem wird über die Reduzierung der oberirdischen Stellplatzflächen eine Aufwer-
tung der entstehenden Freiflächen ermöglicht.  

Die maximal zulässige Geschossfläche wird im MI 1 auf 950 m² festgesetzt. Dies entspricht in etwa 
einer zulässigen Geschoßflächenzahl (GFZ) von 2,4. Im MI 2 wird die maximal zulässige Geschossflä-
che auf 1.600 m² festgesetzt und beinhaltet alle Geschosse außer den Bereichen Keller und Tiefgara-
ge. Dies entspricht in etwa einer zulässigen Geschoßflächenzahl (GFZ) von 1,9.  

Die max. zulässige Wandhöhe (Schnittpunkt der Gebäudeaußenkante mit der Oberkante der Dach-
haut) wird im MI 1 mit 253,00 m üNN festgesetzt, was am tiefsten Geländepunkt (Nordostecke des 
Gebäudes) eine maximale Wandhöhe von ca. 8,70 m über Gelände bedeutet.  

Für das MI 2 werden die Wandhöhen gegliedert und mit 253,00 m üNN bzw. für die Bereiche von 
Nordost- und Südostfassade mit 251,10 m ü. OKG festgesetzt. Die Festsetzung der Wandhöhe von 
253,00 m üNN bedeutet am niedrigsten Punkt des natürlichen Geländes (Nordecke an der Kurve Alte 
Gasse) eine maximale, relative Wandhöhe von ca. 9,05 m ü. OKG. Gegenüber dem Niveau am 
Schulweg bedeutet diese Festsetzung eine relative Wandhöhe von ca. 6,80 m über Oberkante Gelän-
de. 

Für den Bereich der niedrigeren festgesetzten Wandhöhe von max. 251,10 m ü. NN für die Traufen an 
der Nordostfassade zur Alten Gasse und der Südostfassade zum Nachbargrundstück Alte Gasse 1 
entspricht dies am niedrigsten Geländepunkt einer relativen Wandhöhe von ca. 7,85 m ü. OKG. Die 
Reduzierung der Wandhöhe ist aus Gründen der nachbarschützenden Belichtung für die im Norden an 
den Geltungsbereich anschließenden Grundstücke erforderlich.  

Für die max. zulässige Firsthöhe wird im MI 1 eine Höhe von 258,35 m ü. NN festgesetzt Dies bedeu-
tet für eine maximale, relative Firsthöhe von 14,0 m ü. OKG. Für das MI 2 wird eine max. zulässige 
Firsthöhe von 258,35 m üNN bzw. von 258,00 m im nordöstlichen Bereich festgesetzt. Dies bedeutet 
eine relative Höhe von ca. 15,10 m ü. OKG am niedrigsten/ungünstigsten Geländepunkt.  

Die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse wird nicht festgesetzt, da die Gebäudehöhe über die festge-
setzte Wand- und Firsthöhe bzw. Dachneigung hinreichend begrenzt wird.  

Die genaue Festsetzung der maximal zulässigen Wand- und Firsthöhen erfolgt vor dem Hintergrund 
der Festsetzungen reduzierter Abstandsflächen gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 1 sowie Art. 6 Abs. 6 Satz 1 
BayBO. 

7. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Abstan dsflächen 
Für die Mischgebiete MI 1 und MI 2 wird entsprechend des geplanten Vorhabens eine offene Bauwei-
se nach § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.  

Nach Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO können Außenwände zugelassen oder vorgeschrieben werden, vor 
denen Abstandsflächen größerer oder geringerer Tiefe liegen. Jedoch „die ausreichende Belichtung 
und Belüftung dürfen nicht beeinträchtigt, die Flächen für notwendige Nebenanlagen nicht einge-
schränkt werden.“  

Um das Fassen des Straßenraums an der Alten Gasse sowie eine Grenzbebauung im nordwestlichen 
Bereich des MI 1 zu ermöglichen, wird von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht, indem die Ab-
standsflächen für die kurzen Gebäudeseiten (max. 16,00 m Länge) auf 0,5 H, jedoch mindestens 3,00 
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m verkürzt werden. Die Tiefe der Abstandsflächen vor Außenwänden, die an öffentlichen Verkehrsflä-
chen angrenzen, wird auf 3,00 m festgesetzt. Für die sonstigen Außenwände werden die Abstandsflä-
chen auf 0,8 H, jedoch mind. 3,00 m festgesetzt. 

Die Unterschreitungen gegenüber den in Art. 6 Abs. 5 BayBO festgelegten Abstandsflächen betreffen 
im Wesentlichen die Gebäude des Vorhabens untereinander sowie die Nachbarbebauung im Bereich 
der Alten Gasse auf dem gegenüberliegenden Grundstück Flur-Nr. 127, das sich im Eigenturm der 
Gemeinde befindet. Hier wird daher eine niedrigere max. zulässige Wandhöhe festgesetzt (siehe Ziffer 
6). Durch die sehr eng festgesetzten Baugrenzen in Verbindung mit den festgesetzten Wandhöhen 
werden eine ausreichende Belüftung und Belichtung der Bebauung im Geltungsbereich sowie der 
Nachbarbebauung im Sinne des Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO gewährleistet. 

Im Bereich der Alten Gasse ergeben sich zwischen den Neubauten relativ geringe Gebäudeabstände. 
Hier sind in den unteren Geschossen jedoch gewerbliche Nutzungen vorgesehen. 

Gegenüber Flur-Nr. 135/2 ist aufgrund der Baulinie eine einseitige Grenzbebauung festgesetzt. Hier 
liegt bereits eine Abstandsflächenübernahme durch den Nachbarn vor. 

 

8. Freiraumkonzept, Straßenerschließung und Fußwege   

Die öffentlichen Flächen zwischen alter Gasse, Rathausplatz und Schulweg sollen im Rahmen der 
Städtebauförderung eine umfassende Umgestaltung erfahren. Hierdurch soll die Aufenthaltsqualität im 
öffentlichen Raum gesteigert und das Ortszentrum in seiner Funktion gestärkt werden.  

Durch das Schließen der vorhandenen Baulücken mit maßvollen Neubauten werden die fehlenden 
Raumkanten der Gassen wiederhergestellt und der Altort erfährt durch neuen Wohnraum und Dienst-
leistungsangebote eine neue Belebung.  

Die aus einer Baulücke entstandene Freifläche (Fl.-Nr. 131) an der alten Gasse, auf der mittlerweile 
einige große Bäume stehen, soll als Quartiersplatz gestaltet werden und als Ort der Begegnung die-
nen. Hierbei sollen die Bäume erhalten bleiben. Eine temporäre Nutzung als Parkplatz ist hier ebenfalls 
möglich. Der geplante Neubau im Mischgebiet 1 soll in seinem Erdgeschoss möglicherweise eine 
Gaststätte bekommen, deren mögliche Außenschankfläche auf dem Platz sein soll.  

Die Erschließung der Grundstücke erfolgt über die Alte Gasse, die teilweise verbreitert wird. Die Alte 
Gasse wird als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt, für diese ist eine Ausweisung als verkehrsberu-
higter Bereich geplant.  

Der Schulweg erfährt über die Grundstücksneuordnung im Anschlussbereich an den Rathausplatz 
eine geringfügige Verbreiterung. Die aufgrund der geplanten Verbreiterung des Schulwegs erforderli-
chen Maßnahmen des Straßenbaus werden von der Gemeinde veranlasst und durchgeführt. Im Be-
reich der Straßenverbreiterung des Schulwegs ist auch die Einfahrt zur Tiefgarage geplant.  

Zwischen Alter Gasse und Schulweg wird über eine ca. 4,30 m breite Treppenanlage zur Aufnahme 
des unterschiedlichen Geländeniveaus eine Fußweg-Verbindung hergestellt. Auf die Ausführung einer 
Rampenanlage wird jedoch verzichtet, da diese bei einem für Rollstuhlfahrer geeigneten, maximalen 
Gefälle von 6% eine Länge von ca. 47 m erhalten müsste. Bis zur Aufweitung der Alten Gasse in den 
Kulturhof stehen jedoch nur rund 35 m zur Verfügung.  

 
9. Stellplätze  

Nach Stellplatzsatzung der Gemeinde Gerbrunn sind etwa 27 Stellplätze nachzuweisen. Hiervon wer-
den 18 Stellplätze vom Vorhabenträger auf den eigenen Grundstücken errichtet, 13 Stellplätze in der 
geplanten Tiefgarage, 2 Stellplätze auf einer Teilfläche von FlNr. 134 (rautenförmiger Bereich im MI 1) 
als oberirdische Stellplätze sowie 3 weitere Stellplätze als oberirdische Stellplätze auf den eigenen 
Grundstücken. Die restlichen Stellplätze (ca. 9 Stellpl.) sind gemäß Stellplatzsatzung der Gemeinde 
Gerbrunn abzulösen. Aufgrund der relativ kleinen Grundstücke, die für eine Neubebauung zur Verfü-
gung stehen und der schwierigen Geländeverhältnisse ist es nicht möglich, sämtliche nach Stellplatz-
satzung der Gemeinde Gerbrunn erforderlichen Stellplätze auf den Grundstücken selbst zu errichten.  

 
 

10. Gestaltungsfestsetzungen 

Es werden keine Gestaltungsfestsetzungen getroffen, die Gestaltung der Gebäude ist Gegenstand des 
Vorhabens und wird im Rahmen des Durchführungsvertrags bzw. seiner Anlagen zwischen Gemeinde 
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und Vorhabenträger vereinbart. Lediglich für Werbeanlagen wird eine Festsetzung bzgl. Ihrer Lage 
getroffen. 

11. Schutzgutbetrachtung  
Im Geltungsbereich sind keine Schutzgebiete vorhanden. 

Die Auswirkungen des Bebauungsplans auf die Schutzgüter werden wie folgt bewertet: 

Schutzgut Mensch Aufgrund der Festsetzung eines Mischgebietes und der Tatsache, 
dass lediglich zwei Gebäude zulässig sind, sind keine erheblichen 
Auswirkungen auf die umgebende Wohnbebauung zu erwarten. 

Mit einer nennenswerten Zunahme der Verkehrsbelastung in der 
Umgebung des Geltungsbereichs ist aufgrund der Zulässigkeit von 
nur zwei Gebäuden ebenfalls nicht zu rechnen. Des Weiteren ist 
Parksuchverkehr nicht zu erwarten, da eine Tiefgarage für die PKW 
im Geltungsbereich errichtet werden darf.  

Der Geltungsbereich grenzt im Norden an eine bestehende Wohnbe-
bauung an. Insofern sind für das neue Mischgebiet keine Beeinträch-
tigungen durch die Hauptstraße vorhanden, so dass ein gesundes 
Wohnen unmöglich ist. 

Erheblichkeit: gering 

Schutzgut Tiere und Pflanzen Die Flächen im Geltungsbereich sind bereits größtenteils bebaut 
bzw. für Parkplätze weitestgehend versiegelt. 

Für die Platanen auf dem Quartiersplatz wird ein Erhaltungsgebot 
festgesetzt, für den im Zuge der Baumaßnahme stattfindenden 
Verlust von Bestandsbäumen wird als Kompensation ein Pflanzge-
bot von mind. 4 neuen Laubbäumen festgesetzt.  

Im Bereich des Quartiersplatzes werden bislang asphaltierte Flä-
chen als Pflanzflächen neugestaltet.  

Die für eine Rodung vorgesehenen Bäume auf Fl.-Nr. 123 wurden 
im Dez. 2016 durch einen Landschaftsarchitekten überprüft. Dieser 
hat wie folgt festgestellt: „Die überprüften Bäume (Kirsche, Feld-
Ahorn, Platane) weisen keine Höhlen, Spalten, Rindentaschen und 
andere Verstecke, die als Fortpflanzungs- und Ruhestätten ge-
schützter Tierarten (nach Anhang IV FFH-Richtlinie geschützte Fle-
dermausarten, nach Vogelschutz-Richtlinie geschützte Vogelarten) 
dienen können, auf. Von Vögeln bewohnte Dauernester fehlen. Bei 
einer Rodung im Zeitraum vom 1.10 bis 28.2 sind artenschutzrecht-
liche Verbotstatbestände auszuschließen.“ 

Es ist nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes 
Tiere und Pflanzen auszugehen.  

Erheblichkeit: gering 

Schutzgut Boden Das Gebiet ist durch die bestehende Bebauung und die asphaltier-
ten Verkehrs- und Freiflächen weitestgehend versiegelt. 

Im Hinblick auf die geplante Bebauung ergeben sich kaum Verän-
derungen gegenüber dem derzeitigen Zustand. Die Freiflächen 
werden insbesondere im Bereich des Quartiersplatzes entsiegelt. 

Erheblichkeit: gering 
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Schutzgut Wasser Keine Oberflächengewässer und Wasserschutzgebiete nach §19 
WHG betroffen. 

Die Versiegelung durch die geplante Bebauung wird soweit möglich 
minimiert und ist nur geringfügig größer als die bestehende Bebau-
ung.  

Erheblichkeit: gering 

Schutzgut Klima / Luft Der Geltungsbereich liegt im dicht bebauten Ortskern. Daher ist er 
für die Klima- und Kaltluftentstehung von untergeordneter Bedeu-
tung.  

Es ist nicht zu erwarten, dass luft- und klimaschädliche Emissionen 
von der Nutzung als Mischgebiet ausgehen. 

Erheblichkeit: gering 

Schutzgut Landschaft Der vorhabenbezogene Bebauungsplan lässt eine Neubebauung mit 
zwei Wohn- und Geschäftsgebäuden zu. Der Geltungsbereich liegt 
inmitten einer bestehenden Bebauung mit der Neubebauung entspre-
chenden Gebäudehöhen. Aufgrund dessen ist eine Auswirkung auf 
das Landschaftsbild durch die geplante Bebauung nicht gegeben.  

Somit ist nicht von größeren Beeinträchtigungen des Schutzgutes 
Landschaftsbild auszugehen. 

Erheblichkeit: gering  

Schutzgut Kultur- und sons-
tige Sachgüter 

Im Geltungsbereich sind keine Bodendenkmäler bekannt, jedoch 
nicht vollständig auszuschließen. Daher erfolgt ein Hinweis auf Art. 
7 DSchG. 

Es sind keine Baudenkmäler im Geltungsbereich vorhanden, 
nächstgelegene Baudenkmäler sind das ehemal. Pfarrhaus und die 
Kirche. Diese werden durch die Bebauungsstruktur und Dachform 
der Neubebauung berücksichtigt. 

Erheblichkeit: gering bis mittel 

12. Bestand und Planung Grünordnung 
Auf dem Parkplatz mit Flur-Nr. 131 findet sich ein Baumbestand von 6 Platanen, für die ein Erhal-
tungsgebot festgesetzt wird. Weitere bestehende Bäume im Bereich der Fl.-Nrn. 121, 123 und 133/2 
sind nicht erhaltungswürdig bzw. stehen dem geplanten Vorhaben im Wege. In den textlichen Hinwei-
sen wird festgelegt, dass Rodungen jedoch nur im Zeitraum vom 1.10 bis 28.2. des Folgejahres zuläs-
sig sind, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände auszuschließen (siehe Schutzgutbetrachtung). 
Als Ersatz für im Zuge der Baumaßnahme gefällte Bäume sind Pflanzgebote im Bereich des Schul-
wegs festgesetzt. 

13. Flächenbilanz 

Nutzung Fläche 
 

Mischgebiet ca. 1.300 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche ca. 1.000 m² 

Öffentliche Grünfläche ca.   650 m²  

Geltungsbereich ca. 2.950 m² 
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14. Weitere Hinweise  

Alle Grundstücke im Geltungsbereich befanden sich vor dem Erwerb durch den Vorhabenträger im 
Eigentum der Gemeinde Gerbrunn.  

Die Grundstücke im Mi 1 und MI 2 wurden mit Kaufvertrag vom 18. Januar 2017 an den Vorhabenträ-
ger veräußert (Geltungsbereich Vorhaben- und Erschließungsplan), die öffentlichen Grün- und Ver-
kehrsflächen bleiben im Eigentum der Gemeinde.  

Die Leitungen zur Ver- und Entsorgung des Geltungsbereiches sind im öffentlichen Straßenraum vor-
handen. 

15. Hinweise zum Aufstellungsverfahren 
Der Gemeinderat der Gemeinde Gerbrunn hat in seiner Sitzung am 04.07.2016 die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans beschlossen, der Aufstellungsbeschluss wurde am 05.07.2016 
ortsüblich bekannt gemacht. 

Am Aufstellungsverfahren wurden folgende Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und sons-
tige Institutionen mit Schreiben vom 19.08.2016 gemäß § 4 Abs.2 BauGB sowie mit Schreiben vom 
09.01.2017 gemäß § 4a Abs. 3 BauGB beteiligt: 

− Regierung von Unterfranken, Höhere Landesplanungsbehörde, Peterplatz 9, 97070 Würzburg  

− Landratsamt Würzburg, Zeppelinstr. 15, 97074 Würzburg 

− Kreisbrandrat Reitzenstein, Landratsamt Würzburg, Zeppelinstr. 15, 97074 Würzburg 

− Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, Servicestelle Würzburg, Zeller Str. 40, 97082 Würzburg 

− Kommunalunternehmen des Landkreises Würzburg, Abfallwirtschaftsbetrieb Team Orange,  
Am Güßgraben 9, 97209 Veitshöchheim 

− Mainfranken Netze GmbH, Haugerring 5, 97070 Würzburg 

− Deutsche Telekom AG, Paradeplatz 4, 97070 Würzburg  

− Kabel Deutschland Holding AG, Betastraße 6-8, 85774 Unterföhring  

− Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Schloss Seehof, 96117 Memmelsdorf 

 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde in der Zeit zwischen dem 25.08.2016 und 
dem 26.09.2016 durchgeführt. Eine erneute Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB wurde in der Zeit 
zwischen dem 16.01 2017 und dem 31.01.2017 durchgeführt. 

Der Gemeinderat hat am 08.05.2017 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan als Satzung beschlos-
sen. 


